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Nürnberg, im November 2020 
 

 

 

Überprüfung der Corona-Hilfen 
Im Zuge der Corona-Krise wurden und werden den Unternehmern und Bürgern zahlreiche Hilfen und Zahlungen 
zu teil. Corona-Soforthilfen wurden bereits ausgezahlt und Überbrückungshilfen laufen immer noch. 

Es muss klar sein, dass diese Zahlungen als echter Zuschuss umsatzsteuerlich nicht steuerbar sind, aber ertrag-
steuerlich als steuerpflichtige Betriebseinnahmen zu erfassen sind. 

Aufgrund des Referentenentwurfs zur Änderung der Mitteilungsverordnung, soll sichergestellt werden, dass die 
Besteuerung ordnungsgemäß erfolgt. Daher soll der Mitteilungsverordnung § 12a angefügt werden: 

(1) Behörden und andere öffentliche Stellen der Länder, die  

1. Soforthilfen des Bundes für kleine Unternehmen, Soloselbstständige und Angehörige der Freien Be-
rufe zur Milderung der finanziellen Notlagen dieser Unternehmen aufgrund der Corona-Krise, 

2. Überbrückungshilfen des Bundes für kleine oder mittelständische Unternehmen, Soloselbständige 
und Angehörige der Freien Berufe, die ihren Geschäftsbetrieb im Zuge der Corona-Krise ganz oder 
zu wesentlichen Teilen einstellen müssen oder mussten, oder 

3. andere Soforthilfen, Überbrückungshilfen oder vergleichbare Billigkeitsleistungen des Bundes oder 
des jeweiligen Landes für Unternehmen, Soloselbständige und Angehörige der Freien Berufe anläss-
lich der Corona-Krise 

 

als Subventionen bewilligt haben (mitteilungspflichtige Stellen), haben den Finanzbehörden die von ihnen ge-
währten Leistungen nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle nach 
Maßgabe des § 93c der Abgabenordnung mitzuteilen. 

Zusätzlich ist geplant, das Bundesministerium der Finanzen anzuweisen, im Rahmen von Betriebsprüfungen die 
Einhaltung der Voraussetzungen für die Beantragung der Corona-Hilfen zu überprüfen. 

Sollten die Voraussetzungen für die Beantragung nicht vorgelegen haben, empfiehlt sich daher dringend die Hil-
fen auf eigene Veranlassung zurückzuzahlen. Da es sich bei den Corona-Hilfen um Subventionen handelt, dro-
hen im Einzelfall sogar strafrechtliche Konsequenzen. 

 

Steuerbefreiung für Beihilfen und Unterstützungen an Arbeitnehmer in der Corona-Krise 
Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern in der Zeit vom 01.03. bis zum 31.12.2020 aufgrund der Corona-Krise 
Beihilfen und Unterstützungen bis zu einem Betrag von 1.500 € nach § 3 Nr. 11a EStG steuerfrei in Form von 
Zuschüssen und Sachbezügen gewähren. Voraussetzung ist, dass die Beihilfen und Unterstützungen zur Abmil-
derung der zusätzlichen Belastungen durch die Corona-Krise und zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn geleistet werden. Die steuerfreien Leistungen sind im Lohnkonto aufzuzeichnen. 

§ 3 Nr. 11a EStG ist gegenüber § 3 Nr. 11 EStG "lex specialis" und hat damit Vorrang. Andere Steuerbefreiun-
gen, Bewertungsvergünstigungen oder Pauschalbesteuerungsmöglichkeiten (wie z.B. § 3 Nr. 34a,§ 8 Abs. 2  
Satz 11, § 8 Abs. 3 Satz 2 EStG) bleiben hiervon unberührt und können neben der hier aufgeführten Steuerfrei-
heit nach § 3 Nr. 11a EStG in Anspruch genommen werden. 



 

 
Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

 

Arbeitgeberseitig geleistete Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld sind nach § 3 Nr. 28a EStG i.d.F. des Corona-
Steuerhilfegesetzes vom 19.06.2020 (BGBl I 2020, 1385) unter Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze 
(in der Rentenversicherung - West oder Ost) begünstigt und fallen grundsätzlich nicht unter die Steuerbefreiung 
nach § 3 Nr. 11a EStG. Zuschüsse, die der Arbeitgeber als Ausgleich zum Kurzarbeitergeld wegen Überschrei-
tens der Beitragsbemessungsgrenze (in der Rentenversicherung - West oder Ost) leistet, fallen weder unter die 
Steuerbefreiungen des § 3 Nr. 11, Nr. 11a EStG noch unter § 3 Nr. 2 Buchst. a EStG. 

 

Begünstigte Schenkung von Sonderbetriebsvermögen 
Bei der Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens können die Begünstigun-
gen nach §§ 13a, 13b ErbStG a.F. nur gewährt werden, wenn die Wirtschaftsgüter gleichzeitig mit dem 
Anteil an der Personengesellschaft übertragen werden. 
*BFH, Urt. v. 17.06.2020 – II R 38/17 
 
Für die Grundstücksschenkung war im Streitfall die Steuerbegünstigung für inländisches Betriebsvermögen nach 
§§ 13a, 13b ErbStG a.F. nicht zu gewähren. Zwar handelte es sich bei dem Grundstück um Sonderbetriebsver-
mögen des Vaters bei der KG. Es wurde vom Kläger (Bedachten) auch in sein Sonderbetriebsvermögen bei der 
KG eingebracht. Das Grundstück ist jedoch nicht zeitgleich mit dem Anteil an der KG auf den Kläger übertragen 
worden. 

Nach § 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG a.F. gehören zu dem nach § 13a Abs. 1 und 2 ErbStG a.F. begünstigten Vermö-
gen das inländische Betriebsvermögen beim Erwerb eines ganzen Gewerbebetriebs, eines Teilbetriebs oder ei-
nes Anteils an einer Gesellschaft i.S.d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 EStG. Die Steuervergünstigungen 
sind nach ständiger Rechtsprechung nur zu gewähren, wenn das von Todes wegen oder durch Schenkung unter 
Lebenden erworbene Vermögen durchgehend sowohl beim bisherigen als auch beim neuen Rechtsträger den 
Tatbestand des § 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG a.F. erfüllt. Der in dieser Vorschrift durch Bezugnahme auf 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 EStG verwendete Gesellschaftsbegriff ist nicht zivilrechtlich, sondern ertrag-
steuerrechtlich zu verstehen. Der Begriff des Mitunternehmeranteils umfasst ertragsteuerrechtlich auch etwaiges 
Sonderbetriebsvermögen des Gesellschafters. 

Bei der Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens können die Begünstigungen nach 
§§ 13a, 13b ErbStG a.F. nur gewährt werden, wenn die Wirtschaftsgüter gleichzeitig mit dem Anteil an der Per-
sonengesellschaft übertragen werden. Durch die alleinige Übertragung des Sonderbetriebsvermögens ohne 
gleichzeitige Übertragung des Mitunternehmeranteils geht die Rechtsstellung des Schenkers als Mitunternehmer 
auf den Bedachten nicht über. Die isolierte Übertragung von Sonderbetriebsvermögen ermöglicht dem Erwerber 
noch keine Mitunternehmerinitiative. Letztere ist jedoch Voraussetzung für die Steuerbegünstigung. 

 

 

In eigener Sache:  
Die Kanzlei ist vom 24.12.2020 bis einschließlich 31.12.2020 geschlossen. 
 
 

 

 

 

   Ihre Steuerberater 
 
 
 
Steuertermine Dezember 2020 
10.12. Umsatzsteuer für Monatszahler 
10.12. Lohn- und Kirchensteuer der Arbeitnehmer  
10.12. Einkommensteuer-Vorauszahlung, Kirchensteuer-Vorauszahlung 
10.12. Körperschaftsteuer-Vorauszahlung 
 


